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Vorwort 
 

 

 

Mit Beschluss der Innenministerkonferenz aus November 2003 wurde eine Reform des Ge-

meindehaushaltsrechts initiiert, die einen Übergang von einem zahlungsorientierten auf ein 

ressourcenorientiertes Haushalts- und Rechnungswesen vorsieht und die für die Kommunal-

verwaltungen eine über den finanziellen Input hinausgehende Steuerung anhand des erzielten 

Outputs ermöglichen soll. Implizit verbirgt sich dahinter der hehre Anspruch, im Sinne einer 

„intergenerativen Gerechtigkeit“ die Aufgabenerfüllung von Kommunen dauerhaft sicherzu-

stellen.   

 

In den meisten Bundesländern führt dies konzeptionell zu einer Umstellung des bisherigen, 

kameralen Rechnungssystems auf die aus der externen Unternehmensrechnung bekannte 

Technik der Doppik. Zugleich finden die dort verwendeten Rechenwerke, wie z. B. Bilanz 

und GuV, Eingang in die kommunale Rechnungslegung. 

 

Seitens des weit überwiegenden Schrifttums wird dieses Vorgehen grundsätzlich begrüßt.  

 

Aus formaler Sicht zeigt sich jedoch ein sehr ernstes Problem. Die nachrangige Frage nach 

Buchführungstechniken und Regelwerken hat diejenige nach Informationserfordernissen ver-

drängt: anstatt von den Informationsbedürfnissen der Adressaten der kommunalen Rech-

nungslegung (Rechnungszweck) auszugehen, danach eine Messgröße (Rechnungsziel) zu 

entwickeln und deren Ermittlung dann über adäquate Regeln (Rechnungsinhalt) sicherzustel-

len, vollzieht sich mit der Reform genau der umgekehrte Weg. Sie orientiert sich im Kern an 

den Rechnungsinhalten des als Referenzmodell bestimmten HGBs. Selbst wenn anzuerkennen 

ist, dass dieser Ansatz eine vergleichsweise schnelle und möglicherweise besonders prakti-

kable Lösung darstellt, ist überhaupt nicht klar, inwieweit die gelieferten Informationen den 

tatsächlichen Bedürfnissen entsprechen. Berücksichtigt man ferner, dass in der kaufmänni-

schen Rechnungslegung allein mit den IAS/IFRS, den US-GAAP oder den Vorschriften des 

Steuerrechts verschiedene Normensysteme mit dem HGB „konkurrieren“, dann erscheint es 

geradezu überraschend, dass ausgerechnet dessen Regelungen die bestmögliche Grundlage für 

Kommunen sein sollen.  
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Stellenweise finden sich Versuche, die handelsrechtlichen Rechnungsinhalte und -ziele ex-

post in ein System von kommunalen Rechnungszwecken zu integrieren und einer theoreti-

schen Rechtfertigung zuzuführen. Demgegenüber steht allerdings eine zunehmende Anzahl an 

Literatur, in der explizit von den handelsrechtlichen GoB abweichende Grundsätze ord-

nungsmäßiger öffentlicher Buchführung (GoöB) für Kommunen gefordert oder in der die zu 

den handelsrechtlichen Zwecken im Widerspruch stehenden IPSAS als besseres Referenzmo-

dell angesehen werden.  

 

Auch die Analysen dieser Arbeit zeigen, dass eine theoretische Fundierung der derzeitigen 

Regelungen nur partiell gelingt. Systematisch ist den nachfolgenden Beiträgen 1 bis 5 zu-

nächst eine Auseinandersetzung mit den kommunalen Rechnungszwecken vorangestellt, die, 

jeweils mit unterschiedlichen Schwerpunkten, als Ausgangspunkt für die sich anschließende 

Argumentation zu Rechnungszielen und -inhalten dient. Sichtbar wird, dass die nicht triviale 

Ermittlung von Adressaten der kommunalen Rechnungslegung einerseits ursächlich für das 

diffuse Bild von kommunalen Zwecken ist; und andererseits diese selbst bei axiomatischer 

Bestimmung im Gegensatz zu Dividendenempfängern höchst unterschiedlich von den nicht-

monetären „Ausschüttungen“, die ihnen die Kommune als Träger öffentlicher Aufgaben und 

durch öffentliche Einrichtungen bietet, profitieren. Die Ableitung von konkreten Rechnungs-

zielen und -inhalten muss vor diesem Hintergrund als nicht naheliegend bezeichnet werden. 

Folglich ist zu vermuten, dass die Übernahme der aus der externen Unternehmensrechnung 

bekannten Rechnungsziele Periodengewinn- und Eigenkapitalermittlung sowie der einschlä-

gigen Regeln zu Ansatz und Bewertung problematisch ist und zu Interpretationsschwierigkei-

ten und Fehlsteuerungen führen kann.  

 

Eine vergleichbare Situation hat zuletzt die Diskussion um die Rechnungslegung von Hoch-

schulen offenbart. Daher sind einige Überlegungen zur alternativen Ausgestaltung der kom-

munalen Rechnungslegung eng an die Vorschläge von Küpper zur Hochschulrechnung ange-

lehnt. 

 

Beitrag 1 zeigt, dass auf einer eher abstrakten Ebene durchaus ähnliche Rechnungszwecke 

bei Kommunen und Unternehmen bestehen. Es wird deutlich, dass Rechnungslegung in bei-

den Fällen zur Entscheidungsunterstützung oder Entscheidungsbeeinflussung dient; auch der 

Zweck der Ausschüttungsbemessung, in den häufig eine „intergenerative Gerechtigkeit“ wah-

rende Komponente hineininterpretiert wird, ist in Kommunen grundsätzlich nachweisbar. In-
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des belegen die weiteren Ausführungen, dass die Anlehnung an die externe Unternehmens-

rechnung, insbesondere an das HGB, zu unerwünschten und gefährlichen Konsequenzen füh-

ren und als intergenerativ ungerecht zu bezeichnende Handlungen nicht unterbinden kann. 

 

Beitrag 2 setzt sich ferner damit auseinander, dass die Gesetzgeber das HGB als Referenz-

modell u. a. deshalb präferiert haben, um einen Gesamtabschluss von Kernverwaltung und 

(oft nach HGB bilanzierenden) Beteiligungen zu erleichtern. Die Ausführungen verdeutlichen 

insbesondere, zu welchen Problemen der Kompensationszweck, also die Zusammenführung 

der Einzelabschlüsse nach einheitlichen Kriterien aus übergeordneter „Konzern-“ und Steue-

rungsperspektive, in Kommunen führt. Das zusammengefasste Abbild der Wahrnehmung 

öffentlicher Aufgaben mit dem Anspruch einer Bedarfsdeckung bzw. Gemeinwohlförderung 

sowie der mit Gewinnerzielung vorgenommenen Betätigung am Markt ist wenig aussagekräf-

tig, weil es sich um konkurrierende Ziele handelt. Stark bezweifelt werden muss daher, dass 

die Zwecke des handelsrechtlichen Konzernabschlusses zugleich solche des Gesamtabschlus-

ses sein können, da die hier vorgebrachte Kritik über die identifizierten Mängel des Einzelab-

schlusses hinausgeht. 

 

Beitrag 3 stellt anhand eines Beispiels auf Ebene eines solchen Einzelabschlusses dar, welche 

Informationen die derzeitigen Abbildungsvorschriften liefern. Verglichen werden die Rege-

lungen einer am HGB ausgerichteten, kommunalen Rechnungslegung für abnutzbares Anla-

gevermögen mit den entsprechenden Regelungen der IPSAS. Da kommunales Vermögen sel-

ten zu zukünftigen Einzahlungen führt, steht neben der Beurteilung der Objektsubstanz der 

Umgang mit dem (verbliebenen) Nutzenpotenzial im Fokus. Festzustellen ist aber, dass der 

für kommunales Vermögen so bedeutsame Nutzenaspekt nur rudimentär Berücksichtigung 

findet und folglich stärker akzentuiert werden müsste.   

 

Während die vorgenannten Beiträge tendenziell problemorientiert ausgerichtet und Lösungs-

ansätze eher abstrakt gehalten sind, werden in den folgenden Beiträgen konkrete Vorschläge 

zur Verbesserung der kommunalen Rechnungslegung dargestellt. Gleichwohl ist festzuhalten, 

dass hinsichtlich deren Umsetzung in die Praxis noch Raum für weiteren Forschungsbedarf 

besteht. 

 

Beitrag 4 geht der Frage nach, inwieweit das Rechnungsziel Periodengewinn auf Kommunen 

übertragbar ist. Fasst man, wie einige Stimmen in der Literatur, den Periodengewinn als einen 
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Betrag auf, der für zusätzliche kommunale Aktivitäten verwendet werden kann und der in 

dieser Diktion implizit den kommunalen Erfolg ausdrückt, dann spricht in der Tat nichts ge-

gen die Verwendung einer kaufmännischen GuV. Allerdings ist dies nach der hier vertretenen 

Meinung gerade nicht der Fall: der eindimensionale Periodengewinn blendet die leistungs-

wirtschaftlichen Erfolge einer Kommune nicht nur aus oder lässt Aussagen zu diesen nicht zu, 

sondern er wird möglicherweise sogar zu deren Lasten und im Widerspruch zur kommunalen 

Gemeinwohlförderung optimiert. Am Vorbild der Küpper’schen Hochschulrechnung wird 

daher eine Perioden-Erfolgsrechnung für Kommunen skizziert, die sowohl monetäre wie 

nicht-monetäre Erfolgskategorien beinhaltet – im Gegenzug jedoch eine entsprechend höhere 

Komplexität aufweist. 

 

Beitrag 5 behandelt das Rechnungsziel Eigenkapitalermittlung und dessen Bedeutung für 

Kommunen. Da mangels eindeutiger Rechnungszwecke ein Anhalt für dieses Rechnungsziel 

nicht notwendigerweise gesehen und die im Schrifttum geforderte Konzentration auf das 

Rechnungsziel Periodengewinn mit Verweis auf Beitrag 4 nicht sinnvoll scheint, wird statt-

dessen eine an die Finanzrechnung direkt anknüpfende Vermögens- und Schuldenänderungs-

rechnung vorgeschlagen. Anders als im Beitrag zuvor liegt indes die Prämisse zugrunde, dass 

als Informationsinstrument in Kommunen eine primär monetäre Rechnung dienen soll bzw. 

dass eine solche vorziehungswürdig ist. Insofern handelt es sich bei dem dargestellten Verfah-

ren um eine vergleichsweise leichtere Modifikation bzw. Optimierung der bestehenden Rech-

nungslegung. 

 

Insgesamt liefern die Beiträge zwei wichtige Erkenntnisse: 

 

1. Häufig wird suggeriert, dass (allein) die kommunale Doppik den Ressourcenverbrauch 

einer Periode „richtig“ abbilden könne und daher unverzichtbares Instrument zur Gewähr-

leistung von „intergenerativer Gerechtigkeit“ sei. Tatsächlich muss der mit scheinbarer 

Leichtigkeit vorgenommenen Operationalisierung von „intergenerativer Gerechtigkeit“ in 

Form eines Haushaltsausgleichs auf Basis von Aufwendungen und Erträgen mit großer 

Skepsis begegnet werden. Zwar wird man einzelne Regeln identifizieren können, die ei-

nen mehr oder weniger brauchbaren Schutz gegenüber früheren oder späteren Generatio-

nen entfalten – in keinem Fall kann aber unterstellt werden, dass die Fragen nach Gerech-

tigkeit und stetiger Aufgabenerfüllung umfassend durch die vorliegende Art der Rech-
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nungslegung beantwortet werden. Vielmehr bleiben sie weiterhin elementarer Gegenstand 

der politischen Auseinandersetzung. 

 

2. Soll die Rechnungslegung besser als zuvor Steuerungsinstrument und Grundlage für „in-

tergenerativ gerechte“ Entscheidungen sein, so ist ihre Ausrichtung an kommunalen Be-

sonderheiten und Bedürfnissen deutlicher als gegenwärtig zu betonen. Konsens ist, dass 

umfassende Kenntnisse über den Output sowie das Vermögen und die Schulden von 

Kommunen nützlich sind. Dann aber ist es inakzeptabel, dass leistungswirtschaftliche Er-

folge auf Ebene von Teil-Haushalten verbleiben, dass von einem rein monetären Perio-

dengewinn mutmaßlich falsche Signale ausgehen und dass die Vermögensbewertung auf 

ein fragwürdiges, weil undifferenziertes, Nutzenkalkül abstellt. Angesichts der dadurch 

ebenfalls unklaren Bedeutung der Residualgröße Eigenkapital wird die Vermutung bestä-

tigt, dass die beiden Rechnungsziele Periodengewinn- und Eigenkapitalermittlung man-

gels Eignung für Kommunen auf den Prüfstand gehören. 
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